
730 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV.GP 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Tirnthal 
und GI!nossen über ein Bundesgesetz betref­
fend die Errichtung einer Autobahnen- und 

Schnellstraßen-Gesellschaft (110/ A) 

Am 6. Maü 1981 halben die Ahgeordneten 
Ti rn ,t h a 1, R e c h b ,e r ger, Fis t e r, lng. 
Will i n ger und Genossen den geg,enständli­
chen Inioiativantrag im N ationalnt eingebracht 
und wie ~olgt begründet: ' 

Die wiroschaf.tlichen Schwierli;gkeiten ,der Re­
gion Obersteiermark erwachsen l11icht zuletzt aus 
deren infrastrukfturellen Schwäch,en. So ist ins­
besondere keine hochIeistungsfähige und daher 
schnelle Straßenvet1bindungzwischen den ,einzel­
nen InduswLestandorten in der Mur-Mürz-Furche 
ails'audl über den SeffilIl1ering nach Wi,en gegeben. 

Zur wirtsch3lftlichen Belebung ,des Oberstei1"i­
schen lrudustnieraumes ist die rasche Schaffung der 
dringerud no,twendigen Verkehrswege unerläßlich. 
Der so~ortig,e Vollausibau der Schnellstraße durch 
das Mur- und Mürztal ist daher dningendst ge­
boten. 

Zur raschen Verwirklichung 'einer durchg,ehen­
den Verbindung zwischen den Bundesländern 
Kärnten,' Steiermark, Burgen1and, Niederöster­
reich und Wien ist es notwend~, den Abschnitt 
Grilimmenstein-Sil1JIlersdocl der A 2 über den 
Wechsfll zu realisieren. Damit ,kJann in Verbin­
dung mit den derzeit lauferuden Baulosen der A 2 
ehestmögLich eine Autobahnverbindung von 
Wlien his Kärnten geschaffen werden, die die 
Wirtschaftsz,entren der Bundeshauptstadt Wien, 
der Landeshauptstliclte Graz und Klagen~urt 
straßenverkehrsmäß~g zu&ammenschließt. 

Um den beschleunigten Ausbau der Schnell­
straßen S 6 und S 36 (Mur-Mürz-Strecke) sowie 
der Südaurobalhn uberden Wechsel realisieren zu 
können, müssen 

die Planung, 
die GenehmWgungsverfahren, 
die A usschre~bung und Verga:belSowi,e 
die Ausführung der Bauvorhalben 

beschleunigt a:hgewickelt werden. 

Di,es ist nur ,durchführbar, wenn aUe Aufgaben 
in einer Hand liegen. Dadurch könl1ien viele Ab­
läufe in zweck:mäßiger und wil'tschaftlicher Weise 
par3!Ilel und koordinient 3!blaufen. 

Diese Vorgarugsweise list aber nur in einer 
Sondergesellschaft möglich. 

Wenn al11e ,oechnischen Aufgaben in einer Hand 
liegen, kann optimal koordiniert werden, und 
,ein rascher Entsch'eidungsfluß. ist gegeben. 

Durch die Beweg1ichk,eit ~n der AhWliCklung 
können w,irtsch'afrtlich op6ma1e Bauzeiten erreicht . ~ 
w,erden, W3JS günstige AuswürkungCll1 a.uf ,die Hau-
ko,sten hat. -

Unter Zugrundelegung von. BaukÜ's.tenste~ge­
rung und Zinsniveau der Letzten 25 Jahre erg~bt 
eine Wil"ttsch.aftlichkeitsüberJegung, daß ,die Vor:­
finanZiierung von cl r i n gen d not wen di­
gen Straßenibauvolihaben nlicht teurer kommt als 
ein stückweis,er Ausbau nach Maßgabe vorhan­
dener Mittel. Allfällige volkswiroschaftliche Vor­
teilI.e ,deriirüher Viorhandenen Straßen sind daher 
... 011 wirlks31m. 

Der Flinanz- !Und Budgetau~schuß hat diesen 
Initiativantnag.in seiner Siozungam 14. Mai 1981 
in Verhandhmg genommen. In der Debatte, an 
der sich außer dem Ber~chterstatterdie Ahgeord­
neten P f e ci f e r, Dipl.-Ing. Dr. Z i:t tm a y r, . 
Dipl.-Klm. Bau e r, Dr. Pe li k a n, Ke r n 
und Dr. Fe u roSt ein sow~e der Bundesminister 
für Finanzen Dr. S ale her heteillgten, wurde 
von den Abgeordneten P f e i f e rund Genos­
senein Abänderungsamrrug ,eingtibracht. 

730 der Beilagen XV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



2 730 der Beilagen 

:Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Z [ t tm a y r 
stellte einen :Amrag auf Einsetzung ·eines U'I1lter­
ausschusses, Ider jedoch albgele'hnt wurde. 

. Bei der A.:bsümmung wurde der lim An­
trag 11 O/:Aenthaltene Gesetzentwurf unter Be­
rücksichtigung des erwähnten Abänderungsantr,a­
Iges mit Sümmenmehrhrut angenommen. 

Dr. Nowotny 

Berich tersta tter 

-;. 
Bundesgesetz vom XXXXXXXX be­

treffend die Errichtung einer Autobahnen­
und Schnellstraßen-Gesellschaft 

Der Nationalrat ha;t beschlossen: 

§ 1. Der Bund hat die Planung und Errichtung 
folgender A:bschnitte der im Bundeslstraßengesetz 
1971, BGBL Nr. 286, angeführten Autobahnen 
und Schnel1S1traßen einer KapitaLgesellschaft zu 
übertr,agen: 

a) die Teilstrecke der A 2 Südautohahn von 
Grimmenstein über den Wechsel bis Sin­
nersdorf, 

b) die Teilstrecke der S 6 Semmering Schnell­
straße von Oberdane,~g über -den Semme­
ring bis St. Michael bei Leoben, 

c) die IStr-ecke der S 36 Murta;l Schnellstl1aße 
von St. Mich,ael hei Leoben bis Thailiheim 
ibei Judenburg. 

§ 2. ~ie Kapitalgesellschaft nach § 1 ist in Form 
einer Akti.engesellschaft (Autobahnen- und 
SchneH~traßen-Aktiengesellschaft) zu errichten, 
deren Anteile bei einem Grundka·pital von 
20000000 S dem Bund zu 1000/0 vOI'behalten 
Slind. Die Verwaltung dieser Ameilsrechte namens 
des Bundes obliegt dem Bund·esminister für Bau­
ten und Technik. 

§ 3. (1) nie Satzung der Auoobahnen- und 
Schnell&traß-en-Aktieng,esel1sch'aft und jede Sat­
zun~sändeI'Ung ,sowie die Beste:llung und Abberu­
fung von Vorstands- und Aufsichtsratsmitglie­
I\:!ern bedürfender Zustimmung des Bundesmini­
sters für Bauten und Technik. 

(2) Der Bundesminister für Bauten und Tech­
nik ist berechtigt, der Autobahnen- und Schnell­
straßen-Akltieng'eseI1sch,aft allgemeine Anweisun­
gen über die Durchführung ihr'er Aufgaben zu 
erteilen und Auskünfte über ihre Tätigkeit zu 

Der Finanz-und Budgetausschuß stellt somit 
den A nt rag, der Nationalrat wolle dem a n- . /. 
geschlos,senen G,els-etz,entwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen . 

Wien, 1981 05 14 

Mühlbacher 

Obmann 

verlangen. Die Organe -der AkJtiengeseUschaft 
sind verpflichtet, d1esen Anweisungen und Auf­
forderungen zur A,usk-unftserteilung zuentspre­
chen. Die Satzwng hat die Organe diesbezüglich 
zu verpHichten. 

§ 4. (1) Di-e für die Errich,tung der in § 1 ge­
nannten Strecken notwendigen Grundflächen sind 
von der Autobahnen- und Schnellstr,aßen-Aktien­
gesdlschaf,t auf der,en Kosten im Namen des Bun­
des (Bundesstraßenvevwaltung) zu erwerben. Der 
Bund hat Grundflächen, die sich lin ·seinem E~gen­
turn befinden und die für die Errichtung der in 
§ 1 genannten Strecken notwendig sind, der 
Aktiengese.l1schaft zur Verfügung zust-eHen. Die 
GeseHschaft hat dem Bund hiefür einen dem 
Wert der Grundflächen ,entSiprechenden Betrag zu 
za!hlen; für ,die Bemessung des Betrages gelten 
§ 18 und § 20 Abs. 2 zweiter Satz des Bundes­
straßengesetzes 1971. 

(2) Nach F,ert1gstellungvon VIerkehrswirksamen 
Abschnitten der in § 1 genannten Strecken 
sind diese dem Bund (BundeSistraßenverwaltung) 
zur Erhaltung zu übergeben. 

(3) Für Enteignungen gelten die Bestlimmungen 
der §§ 17 his 20 des BundesSltraßenges,etzes 1971. 

§ 5. (1) Die AktiengeseLLschaft darf Nebenbe­
triebe (TanksteLlen, Ri<l!sthätuser, Werkstätten und 
ähnliches) w.eder ,errichten noch selbst oder für 
Dritte betreiben. Der AbschLuß von Verträgen 
über solche Betri-ebe i~t dem Bund vorbehalten. 

(2) Der Ak-tiengesellschaft steht im Verwal­
tungsverfa,hren dals Antragsrechtzu. 

§ 6. (1) Die Finanzierung der Maßnahmen nach 
§ 1 und 2 erfolgt durch Einnahmen aus der Bun­
desmineralälsteuer. 

(2) Der Bund ha,t der Autiobahnen- und 
Schnellstraßen-Aktiengesellschaft die Kosten der 
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Planung und Errichtung einschließlich der Grund­
einlösung für die 1m § 1 genannten Autobahn­
und Schnellstraßenstreckelt1 und damit z'usammen­
hängender angemessener Y,erwaltungskosten nach 
einem von der Autobahnen- ,und Schnells>traßen­
Aktlierrgesellschaftim Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für ,Bauten und Technik (Zu erstel­
lenden Finan(Zplan zu ersetzen. 

§ 7. Die Forderung der Autobahnen- und 
Schnellstraßen-AktiengeseIlschaft auf Kosllenersatz 
gemäß § 6 ,ist höchsten.s mit j.enem ·Betrag in die 
Jahresabschlüsse der Gesellschaft einzusetzen, den 
diese für die Planung und Errichtung einschließ­
Lich der Grundeinlösung der im § 1 genannten 
Strecken ·und die Deckung ihrer angemessenen 
Verwaltungskosten aufgewendet hat. 

§ 8. Die AUlldbahnen- und Schnellstraßen­
Aktiengesellscha~t ist von den bundesgesetzLich 
geregelten Abgaben vom Einkommen, Erltrag 
und Vermögen befreit. 

§ 9. (1) Für die Bereo1tstel1ung des Grundkapi­
tals der Kap~talgesel1schaft .gemäß § 2 sind im 

Bundesfinanzgesetz 1981 der finanzgesetzIlche 
Ansatz 1/64292 "Autobahnen- und Schnellstra­
ßen-AG; Anlagen (gesetzlicheYerpfliclltungen)" 
und für die Bereitstellung der Mittel für dieKo­
sten gemäß § 6 der finamzgesetz1iche Ansatz 1/ 
64298 "Au1Jobahnen- und Schnellstraßen-AG; 
Aufwendun&en" zu eröffnen. 

(2) -Der Bundesminister für Finanzen wi.rd er­
mächtigt, im Jahre 1981 die bei den Ansätzen 1/ 
64292 und 1/64298 anfallenden Mehrausgaben 
in Ausgabenersparungen bei zweckgebundenen 
Ausga.benansätzen der T,ite! 1/642 "Bundesstra­
ßenverwaltung" und 1/643 "Bundesstraßenver­
waltung (Autobahnen)" som.'e ,in zweckgebunde­
nen Mehreinnahmen 'beim finanzgesetzLichen An­
satz 2/52440 "Bundesmineralölsteruer (zweckge­
bundene Einnahmen)" zu bedecken. 

§ 10. Mit der Yollzie:hung cLi·eses Bundesgeset­
zes ,ist hinsichtlich der §§ 8 und 9 .der Bundes­
minister für Finanzen, hinsichtLich der übrigen 
B.esümmung,en der Bundesmini,ster für Bauten 
und Technik hetraut. 
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